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European Law, Moot Court Fall 2015-2016
I. Sachverhalt (vertieft)
1.
Die Klägerin ist ein Unternehmen, das eine bestimmte Art von Ziegelsteinen herstellt, die sich durch einzigartige Energieeigenschaften auszeichnet und zum Bruchteil des Preises eines normalen Ziegelsteins hergestellt wird. Bei der Klägerin handelt es sich um ein in der Rechtsform der Ltd.-firmierenden Unternehmens, welches als relativ kleines Unternehmen zu bezeichnen ist und welches deswegen seit der Einführung der Ziegelsteine im Jahr 2008 Schwierigkeiten hat, die zunehmenden EU-weiten Produktanfragen zu erfüllen.

2.
Das Land, in welchem die Klägerin sitzt, das Königreich A, ist seit 1979 Mitglied der EU und ist als Mitgliedstaat zu bezeichnen. Das Königreich A ist dafür bekannt, dass es seine internationalen Verpflichtungen ernst nimmt und stets nachkommt. Es verfügt über eine exzellente Menschenrechtsbilanz. 

3.
Bei der Herstellung der Ziegelsteine entsteht Kohlendioxid, dementsprechend besitzt die Klägerin eine Genehmigung zu Treibhausemissionen gemäß dem nationalen Emissionsschutzgesetz, dem Landesgesetzt, mit dem die Emissionshandelsrichtlinie 2003/87/EC des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13.10.2003 umgesetzt hat. Es handelt sich hierbei um ein System für den Handel mit Treibhausemissionszertifikaten in die Gemeinschaft und zur Änderung der Richtlinie 97/61/EG des Rates (ABl. 2003 L 275 Seite 32).
4.
Die Klägerin verfügt über ausreichende Treibhausemissionszertifikate, um die Kohlenstoffdioxidabgase für das Jahr 2001 zu decken. Aufgrund eines internen Versäumnisses wurde bei der Klägerin verabsäumt, die vorhandenen Treibhausemissionszertifikate rechtzeitig zum 30.04.2012 einzureichen. Wegen dieses Fristversäumnisses verpflichtete die Verwaltungsbehörde des Königreiches A die Klägerin zur Zahlung eines Bußgeldes in Höhe von € 500.000,00, gemäß Art. 16 der Richtlinie 2003/87/EC.

5.
Art. 16 dieser Richtlinie lautet wie folgt:


Sanktionen

(1)
Die Mitgliedstaaten legen Vorschriften über Sanktionen fest, die bei einem Verstoß gegen die gemäß dieser Richtlinie erlassenen nationalen Vorschriften zu verhängen sind und treffen die notwendigen Maßnahmen, um die Durchsetzung dieser Vorschrift zu gewährleisten. Die Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission dieser Vorschriften spätestens am 31.12.2003 mit melden ihr spätere Änderungen unverzüglich.
(2)
Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Namen der Betreiber, die gegen die Verpflichtung nach Art. 12 Abs. 3 zur Abgabe einer ausreichenden Anzahl von Zertifikaten verstoßenen, veröffentlicht werden.

(3)
Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Betreibern, die nicht bis zum 30. April jeden Jahres eine ausreichende Anzahl von Zertifikaten zur Abdeckung ihrer Emissionen im Vorjahr abgeben, eine Sanktion wegen Emissionsüberschreitung auferlegt wird. Die Sanktion wegen Emissionsüberschreitung beträgt für jede von der Anlage ausgestossene Tonne Kohlendioxidäquivalent, für die der Betreiber keine Zertifikate abgegeben hat, € 100,00. Die Zahlung der Sanktion entbindet den Betreiber nicht von der Verpflichtung, Zertifikate in Höhe dieser Emissionsüberschreitung abzugeben, wenn er die Zertifikate für das folgende Kalenderjahr abgibt.
(4)
Während des am 01.01.2005 beginnenden 3-Jahres-Zeitraumes verhängen die Mitgliedstaaten für jede von der Anlage ausgestossene Tonne Kohlendioxidäquivalent, für die der Betreiber keine Zertifikate abgegeben hat, eine niedrigere Sanktion wegen Emissionsüberschreitung in Höhe von € 40,00. Die Zahlung der Sanktion entbindet den Betreiber nicht von der Verpflichtung, Zertifikate in Höhe dieser Emissionsüberschreitung abzugeben, wenn er die Zertifikate für das folgende Kalenderjahr abgibt.


Art. 12 dieser Richtlinie lautet wie folgt:
Übertragung, Abgabe und Löschung von Zertifikaten.

(1)
Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Zertifikate übertragbar sind zwischen 
a.
Personen innerhalb der Gemeinschaft,

b.
Personen innerhalb der Gemeinschaft und Personen in Drittländern, in denen die Zertifikate nach den in Art. 25 genannten Verfahren anerkannt werden, wobei nur die Beschränkungen Anwendung findet, die in dieser Richtlinie geregelt sind oder gemäß dieser Richtlinie erlassen werden.

(2)
Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Zertifikate, die von der zuständigen Behörde eines anderen Mitgliedstaates vergeben wurden, für die Erfüllung der Verpflichtungen eines Betreibers aus Art. 3 genutzt werden können. 

(3)
Die Mitgliedstaaten stellen sich, dass der Betreiber für jede Anlage bis spätestens 30. April jeden Jahres eine Anzahl von Zertifikaten abgibt, die den - nach Art. 15 geprüften - Gesamtemissionen der Anlage im vorhergehenden Kalenderjahr entspricht und dass diese Zertifikate anschließend gelöscht werden.

(4)
Die Mitgliedstaaten stellen durch die notwendigen Maßnahmen sicher, dass Zertifikate jederzeit gelöscht werden, wenn der Inhaber dies beantragt.

6.
Die Klägerin legte gegen dieses Bußgeld vor dem Umweltgerichtshof von Allegoria Rechtsmittel ein und begründete dies damit, dass die Summe unverhältnismäßig hoch sei, insbesondere aus Sicht des Art. 49 Abs. 3 der UN-Charta. Sie führt weiter aus, dass sie bis auf das Missgeschick des Versäumnisses der Zertifikatverlängerung stets den Emissionsminderungssystemen Folge leistete und dass die durch das Bußgeld eintretenden wirtschaftlichen Konsequenzen sehr ernst werden könnten. Die Klägerin sieht das Bußgeld als eine Sanktion an, welche gegen die unternehmerische Freiheit des Art. 16 der UN-Charta und gegen das Eigentumsrecht gem. Art. 17 der UN-Charta verstösst. Sie ist weiter der Ansicht, dass dies zugleich ein Verstoß gegen das Protokoll Nr. 1 der Europäischen Menschenrechtskonvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) darstelle. Das beklagte Land ist Unterzeichner des Verhandlungsprotokolls des EMRK.

Art. 1 des Zusatzprotokolls Nr. 1 EMRK lautet wie folgt:

Schutz des Eigentums

Jede natürliche oder juristische Person hat ein Recht auf Achtung ihres Eigentums. Niemandem darf sein Eigentum entzogen werden, es sei denn, dass das öffentliche Interesse es verlangt, und nur unter den durch Gesetz und durch die allgemeinen Grundsätze des Völkerrechts vorgesehenen Bedingungen.

Die vorstehenden Bestimmungen beeinträchtigen jedoch in keiner Weise das Recht des Staates, diejenigen Gesetze anzuwenden, die er für die Regelung der Benutzung des Eigentums in Übereinstimmung mit dem Allgemeininteresse oder zur Sicherung der Zahlung der Steuern, sonstiger Abgaben oder von Geldstrafen für erforderlich hält.
7.
Art. 16 der UN-Charta lautet wie folgt:

Unternehmerische Freiheit

Die unternehmerische Freiheit wird nach dem Gemeinschaftsrecht und den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten anerkannt.

Art. 17 der UN-Charta lautet wie folgt:

Eigentumsrecht

(1)
Jede Person hat das Recht, ihr rechtmäßig erworbenes Eigentum zu besitzen, zu nutzen, darüber zu verfügen und es zu vererben. Niemandem darf sein Eigentum entzogen werden, es sei denn aus Gründen des öffentlichen Interesses in den Fällen und unter den Bedingungen, die in einem Gesetz vorgesehen sind, sowie gegen eine rechtzeitige angemessene Entschädigung für den Verlust des Eigentums. Die Nutzung des Eigentums kann gesetzlich geregelt werden, soweit dies für das Wohl der Allgemeinheit erforderlich ist.
(2)
Geistiges Eigentum wird geschützt.

7.
Der Umweltgerichtshof des Königreiches A, welcher für die 1. und 2. Instanz in Angelegenheiten der Umweltsanktionen zuständig ist, nahm Bezug auf eine ältere Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs hinsichtlich der Übereinstimmung der Strafen in der UN-Charta. 


Der Umweltgerichtshof nahm Bezug auf einen Fall C-203/12 Billerud, in welchem der EuGH in einem Vorabentscheidungsersuchen nach Art. 267 AEUV zur Auslegung der Richtlinie 2003/87/EG entschieden hat. In seinem Urteil vom 17.10.2013 entschied der EuGH unter anderem Folgendes:

-
Ein Betreiber, der bis zum Stichtag 30. April keine Zertifikate für die Emission des Vorjahres abgegeben hat, hat eine Zulassungssanktion verwirkt. Nach Ansicht des EuGH scheidet eine Sanktion nur aus, wenn der Betreiber wegen höherer Gewalt an der Abgabe gehindert war. 

-
Im Ergebnis setzt der EuGH eine Verletzung der Verpflichtung, innerhalb der von der Richtlinie vorgeschriebenen Fristen eine zur Abdeckung der Emissionen des Vorjahres ausreichende Zahl von Zertifikaten abzugeben gleich mit einer bloßen Fristversäumung, obwohl Zertifikate vorliegen. 

-
Damit hat der EuGH der Ansicht des Generalanwaltes beim EuGH in seinen Schlussanträgen vom 16.05.2013 eine Absage erteilt. Der Generalanwalt hatte sich sowohl gegen die Höhe als auch gegen die Pauschalierung ausgesprochen, jedenfalls in Fällen, in denen es nicht zu einer Emissionsüberschreitung kam. Der Generalanwalt hatte betont, dass Unternehmen, die noch genügend Zertifikate zur Abdeckung ihrer Emissionen des Vorjahres auf ihren Konten gehabt haben, nicht so behandelt werden könnten, wie solche Unternehmen, die nicht ausreichende Zertifikate haben. Werde dennoch die pauschale Sanktion der Richtlinie verhängt, sei die Sanktion unverhältnismäßig, da die Umstände des Einzelfalls nicht berücksichtigt würden. 

-
Der EuGH widersprach dem, stellte nur formal darauf ab, dass aufgrund des Fristversäumnisses keine Zertifikate abgegeben wurden, so dass die Gründe, warum die Abgabe versäumt wurde, ebenso wenig eine Rolle spielen, wie Verhältnismäßigkeitserwägungen. Nach Ansicht des EuGHs konnten in solchen Fällen von einer Sanktion allein bei höherer Gewalt abgesehen werden. Allerdings setzt der EuGH die Schwelle für einen solchen Ausnahmetatbestand hoch. Nach seiner Definition in dem Urteil liegt höhere Gewalt nur vor, wenn sich der betroffene Betreiber auf eine äussere Ursache berufen kann, deren Folgen unvermeidbar und unausweichlich sind und von dem Betreiber die Einhaltung seiner Verpflichtung objektiv unmöglich machen.
8.
Nach der Bekanntgabe dieser Entscheidung des EuGH hat der Umweltgerichtshof des Königreiches A die Berufung der Klägerin zurückgewiesen und sich zur Begründung nur relativ kurz auf die Definition des EuGH zum Verhältnismäßigkeitsprinzips berufen und hieraus gefolgert, dass das Königreich A aufgrund dieser Rechtsprechung nicht in der Lage sei, ein anderes Urteil bezüglich der Sanktionen zu erlassen. Das Vorliegen höherer Gewalt wurde verneint. 

9.
Da ein weiteres Rechtsmittel gegen dieses Urteil nicht möglich war, beglich die Klägerin die Sanktion.

10.
Ein starker Konkurrent der Klägerin, die B Ltd., ansässig im EU-Mitgliedstaat B, wurde auch sanktioniert, weil er die Treibhausemissionszertifikate aus gleichen Gründen wie die Klägerin zu spät einreichte. Die B Ltd. sah es jedoch als sinnlos an, diese Bußgeldentscheidung vor dem Nationalen Gerichtshof anzugreifen und reichte stattdessen eine Klage in Strasbourg vor dem Europäischen Gerichtshof ein. Der Mitgliedstaat B trat der Klage entgegen, berief sich allerdings nicht auf den Gesundheitsschutz des Art. 35 EMRK sondern führte lediglich aus, dass aufgrund des Urteils des EuGH in der Sache Billerud die verhängte Sanktion nicht mit Hilfe von nationalen Abhilfemaßnahmen zurückgenommen werden könnte.
11.
Mit Urteil vom 01.06.2014 hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte entschieden, dass die Sanktion gegen die B Ltd. das Eigentumsrecht der Firma verletzt und somit gegen den Art. 1 des Protokolls Nr. 1 der EMRK verstoße, den das Land B ebenfalls unterzeichnet hat. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) wies darauf hin, dass zur effektiven Nutzung von Eigentumsrechten ein angemessenes Gleichgewicht zwischen den allgemeinen Interessen der Gemeinschaft und dem Schutz der Grundrechte des Einzelnen gewährleistet sein müsse. Demnach müsste Folgendes beachtet werden:
a.
Da B. ausreichend Treibhausemissionszertifikate besaß, 

b.
kein böser Wille oder Arglist feststellbar war, 

c.
es sich um ein relativ kleines Unternehmen handelte, dem mit der Zahlung der Sanktion die Insolvenz drohte und

d.
das Versäumnis, die Zertifikate nicht rechtzeitig abgegeben zu haben, keinen negativen Effekt auf die Umwelt hatte und
e.
die Sanktion nicht verhältnismäßig sei.
In seinem Urteil betonte die EGMR, dass das Verhältnismäßigkeitsprinzip, welches die Grundrechte eines Einzelnen beeinträchtigt, nicht angewandt werden könne, ohne die Umstände des Individiums zu betrachten.
Weiter vertrat der EGMR die Ansicht, dass die EMRK interpretiert werden müsse und zwar anhand des heutigen Standards. Die Interpretation des Gesetzestextes müsste so vorgenommen werden, dass die Wirksamkeit des Gesetzes praktisch und effektiv sei, nicht theoretisch und illusorisch. Entsprechend entschied der EGMR, dass die B Ltd. eine Entschädigung erhalte, wobei die Summe der Entschädigung die Sanktion, Zinsen und die entstandenen Kosten beinhaltete. Das Urteil wurde rechtskräftig.

12.
Als die Klägerin von dieser Entscheidung gegen die B Ltd. erfuhr, erhob sie gegen das Königreich A Schadensersatzklage. Begründet wurde die Klage damit, dass das Königreich A durch Handlung oder Unterlassen gegen die Grundrechte der UN-Charta verstoßen habe. Die Klage wurde beim Obersten Gerichtshof des Königreiches A erhoben, die laut dem Nationalen Gesetz das Gericht für die 1. und letztes Instanz bei solchen Schadensersatzklagen gegen den Staat ist.

13.
Die Klägerin begründete ihre Schadensersatzklage mit dem EU-Prinzip der außervertraglichen Haftung der Mitgliedstaaten für Verstöße gegen EU-Recht. Weiter führte es aus, dass das üblicherweise für solche Klagen angewandte Anforderungskriterium, dass eine Haftung nur bei einem hinreichend qualifizierten Verstoß eintritt, unwirksam sei. Die Unwirksamkeit wurde wie folgt begründet:

a.
Die Anforderung an das Vorliegen dieses Tatbestandsmerkmales verletzte das Recht des Unternehmens auf wirksamen Schutz seiner Rechte gem. Art. 47 der UN-Charta und Art. 13 EGMR;
b.
außerdem sei dieser Grundsatz bei Klagen, die auf Rückerstattung von Sanktionen abzielen, die nicht im Einklang mit EU-Recht erhoben wurden, nicht anwendbar;
c.
außerdem wurde begründet, dass ein solches Tatbestandsmerkmal im Nationalen Recht des Königreiches A für die Verletzung von durch die Verfassung garantierten Rechten nicht existiere. 

Hinsichtlich des Schadensersatzes forderte die Klägerin den vollen Schadensersatz für das entrichtete Bußgeld sowie eine zusätzliche Entschädigung von 5% Zinsen ab Datum der Zahlung der Strafe.

Art. 47 der UN-Charta lautet wie folgt


Recht auf eine wirksamen Rechtsbehelf und ein unparteiisches Gericht.

Jede Person, deren durch das Recht der Union garantierte Rechte oder Freiheiten verletzt worden sind, hat das Recht, nach Maßgabe der in diesem Artikel vorgesehenen Bedingungen bei einem Gericht einen wirksamen Rechtsbehelf einzulegen.


Jede Person hat ein Recht darauf, dass ihre Sache von einem unabhängigen, unparteiischen und zuvor durch Gesetz errichteten Gericht in einem fairen Verfahren, öffentlich und innerhalb angemessener Frist verhandelt wird. Jede Person kann sich beraten, verteidigen und vertreten lassen.


Personen, die nicht über ausreichend Mittel verfügen, wird Prozesskostenhilfe bewilligt, soweit diese Hilfe erforderlich ist, um den Zugang zu den Gerichten wirksam zu gewährleisten,

Art. 13 EGMR lautet wie folgt:


Recht auf wirksame Beschwerde


Jede Person, die in ihren in dieser Konvention anerkannten Rechten oder Pflichten verletzt worden ist, hat das Recht, bei einer innerstattlichen Instanz eine wirksame Beschwerde zu erheben, auch wenn die Verletzung von Personen begangen worden ist, die in amtlicher Eigenschaft gehandelt haben.
14.
Das Königreich A trat der Klage entgegen. Es vertrat die Ansicht, dass kein Organ des Staates gegen EU-Recht verstoßenen habe. Sei es zu einem solchen Verstoß gekommen, sei dieser nicht gravierend genug, um einen Haftungsanspruch auszulösen. Auch könne ein solcher Verstoß, wenn er denn vorliege, keine Rückwirkung auslösen. Weiter sei es nicht gerechtfertigt, dass sich ein Staat haftbar mache, nur aufgrund seiner Zugehörigkeit zur EU-Rechtsordnung. Auch wurde betont, dass selbst angesichts der Tatsache, dass die B Ltd. eine Entschädigung vom EGMR erhalten habe, es für den nationalen Markt nicht förderlich sei, Schadensersatz an die Klägerin zu bezahlen. Dies bedeutete einen Verstoß gegen das Prinzip des gerechten Wettbewerbs, der nicht durch Sanktionszahlungen zugunsten von Gesellschaften aufrechterhalten werden könnte, da er hierdurch im Ergebnis die Verfehlung vergrößert statt vermindert werden könnte.

15.
Der Oberste Gerichtshof des Königreichs A entschied, das Verfahren auszusetzen und dem EuGH zur Klärung zweier Vorabfragen vorzulegen.


Diese lauten:

(1)
In circumstances such as the ones at hand, has there been a breach of EU law, an if so, is it attributable to the member state?
(2)
Can the requirement of a sufficiently serious breach, developed in the case-law on non-contractual liability of the member states an EU institutions, be upheld where the action is based on a breach of fundamental rights, and if so, is the condition satisfied in circumstances such as the ones at hand?

II. Rechtslage
1.
Gesetzliche Grundlagen


Materiell-rechtlich kommen gegenständlich Verstöße gegen Art. 16 (unternehmerische Freiheit) und 17 (Eigentumsrecht) der UN-Charta in Betracht, sowie gegen den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz des Art. 49 Abs. 3 der UN-Charta.


Im Fall der Feststellung eines Verstoßes ist zu prüfen, unter welchen Voraussetzungen der beklagte Staat haftet (Stichwort hinreichend qualifizierter Verstoß als Voraussetzung der Staatshaftung) und ob einer solchen Haftung Rückwirkung zukommt.

2.
In der Rechtsprechung entwickelte Grundsätze

Ausgangspunkt der Staatshaftung ist die Tatsache, dass es hierfür keine ausdrückliche Grundlage im primären Unionsrecht gibt. Staatshaftungsansprüche wurden geschaffen durch richterrechtliche Rechtsfortbildung, verbunden mit allen sich hieraus ergebenden Probleme, bzw. der in Teilen fraglichen Kompetenz der EU und der Statthaftigkeit des EuGH zur Rechtsfortbildung. Zwischenzeitlich sind unionsrechtliche Staatshaftungsansprüche durch Mitgliedstaaten als Teil der Unionsrechtsordnung anerkannt. Wichtige Stationen in der Rechtsprechung hierzu waren:

2.1.
Francovich, Urteil vom 19.11.1991, C-6/90

Hier wurde eine Richtlinie zum Schutz des Arbeitnehmers bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers verspätet umgesetzt. Aufgrund dieser verspäteten Umsetzung hat der EuGH einen Unionsrechtsverstoß festgestellt. Zwar fehlte es an einer direkten Drittwirkung der Richtlinie, doch erkannte der EuGH, dass aus dem Wesen der durch die EU-Verträge geschaffene Rechtsordnung, die Haftung der Mitgliedstaaten im Fall von Verstößen gegen das Unionsrecht folgt, 

2.2.
Brasserie du pecheur, EuGH, Urteil vom 05.03.1996, C-46/93

Hier erkannte der EuGH einer französischen Brauerei Schadensersatzansprüche wegen Umsatzeinbußen zu, die aufgrund von Einfuhrbeschränkungen nach Deutschland geschehen sind. Diese wurden begründet durch das deutsche Reinheitsgebot. Allerdings wurde festgestellt, dass das deutsche Reinheitsgebot mit EU-Recht unvereinbar ist. Hier entwickelte der EuGH den Haftungsansatz des legislativen Unrechts, nämlich die Nichtanpassung eines formellen Parlamentsgesetzes (Biersteuergesetz) anhand des höherrangiges Unionsrechts. Ein Verschuldenserfordernis, das über den hinreichend qualifizierten Verstoß gegen das Unionsrecht hinausgeht, sah der EuGH nicht als Haftungsvoraussetzung an. Das Tatbestandsmerkmal des qualifizierten Verstoßes verneinte der Bundesgerichtshof in Deutschland in diesem konkreten Fall mit Urteil vom 24.10.1996.
2.3.
Factortame III EuGH, Urteil vom 05.03.1996, C-46/93

Hier verwehrte eine Neuregelung des britischen Fischereiregisters spanischen Eignern in Großbritannien die Registrierung von Fischerbooten und damit die Teilhabe an britischen Fangquoten. Hier erkannte der EuGH die Verletzung der Grundfreiheiten durch formelles Gesetz und sprach "exemplarischen Schadensersatz" wegen verfassungswidrigen Verhaltens öffentlicher Stellen zu. Weiter wurde der zuerkannte Schadensersatzanspruch nicht begrenzt auf Schäden an bestimmten Rechtsgütern oder etwa unter Ausschluss entgangenen Gewinnes. 
2.4.
Dillenkofer, Urteil des EuGH vom 08.10.1996, C-178/94

Hier setzte die Bundesrepublik Deutschland die Pauschalreiserichtlinie zum Schutz der Verbraucher bei Zahlungsunfähigkeit der Reiseveranstalter zu spät um. Der EuGH erkannte hierin ein legislatives Unrecht durch Unterlassung und verurteilte Deutschland wegen nicht fristgerechter Umsetzung. Interessant hierbei ist, dass allein die Fristversäumung als qualifizierter Verstoß angesehen wurde. Hieraus resultierte ein Entschädigungsanspruch, soweit das durch die Richtlinie vorgeschriebene Ziel die Verlangung von Rechten an dem Einzelnen umfasst, deren Inhalt bestimmbar ist und ein Kausalzusammenhang zwischen dem Verstoß gegen die dem Staat auferlegte Verpflichtung und dem entstandenen Schaden besteht.
2.5.
Schmidberger EuGH, Urteil vom 12.06.2003, C-112/00

Dieser Fall betraf die Fallgruppe eines möglichen administrativen Unionsrechtsverstoß durch Unterlassen. Hier begehrte ein Spediteur Schadensersatz gegen Österreich, weil Behörden nicht wirksam gegen 30-stündige Vollblockade des Brennerpasses durch Umweltschützer eingeschritten ist. Der EuGH verneinte hier einen Grundrechtsbezug bzw. einen unionsrechtswidrigen Eingriff in den freien Warenverkehr.

2.6.
Köbler EuGH, Urteil vom 30.09.2003, C-224/01

Hier begehrte ein Universitätsprofessor gegen seinen österreichischen Dienstherrn die Zahlung von Dienstalterszulagen wegen Dienstzeiten an Universitäten in anderen Mitgliedstaaten. Der Verwaltungsgerichtshof in Österreich lehnte das Begehren ab. Der EuGH behandelte hier die Frage der Haftung der Mitgliedstaaten für Fehlurteile ihrer letztinstanzlichen Gerichte und erkannte Schadensersatzansprüche hieraus grundsätzlich an. Allerdings kommt die Haftung für solches judikatives Unrecht nur bei offenkundiger Verkennung von Unionsrecht in Betracht. In den Mitgliedstaaten ist die Staatshaftung für fehlerhafte Gerichtsurteile nicht durchweg ausgeschlossen. Als Argument wird Art. 41 EMRK herangezogen. In diesem Zusammenhang ist zu sehen die Entscheidung Traghetti del Mediterraneo, Urteil des EuGH vom 13.06.2006, C-173/03. Hier entschied der EuGH, dass das Unionsrecht bei offenkundigem Unionsrechtsverstoß der Begrenzung der Haftung des Staates durch den nationalen Gesetzgeber auf Fälle von Vorsatz und grober Fahrlässigkeit des Verhaltens des Richters entgegenstehen kann.

Auch in diesem Zusammenhang zu sehen ist das Urteil Dangeville, EuGH, Urteil vom 16.07.2002. Hier erkannte der EuGH, dass ein genereller Entschädigungsausschluss eines gegen Unionsrecht verstoßendes nationalen Gerichtsurteils unverhältnismäßig und damit konventionswidrig ist. Der Erstattungsanspruch wurde als Eigentumsrecht im Sinn des Art. 1 des 1. Zusatzprotokolls der EMRK anerkannt.
3. 
Richterliche Rechtsfortbildung

Die Haftung des Mitgliedstaates grundsätzlich wird als richterlichen Rechtsfortbildungsakt anerkannt. Der EuGH nimmt die Kompetenz zur Rechtsfortbildung aus dem Auftrag zur Wahrung des Rechts bei der Anwendung und Auslegung des Vertrages, Art. 19 Abs. 1 Satz 2 AEUV. Dieser Rechtsfortbildung begegnet Kritik in Form des Vorwurfs der Kompetenzüberschreitung durch den EuGH (ultra vires Handeln). Auf der anderen Seite wird darauf hingewiesen, dass die grundsätzliche Notwendigkeit einer Sanktionierung von Mitgliedstaaten notwendig ist zur Sicherung der Beachtung unionsrechtlicher Pflichten (effet utile), auch genannt Prinzip der mitgliedschaftlichen Organtreue, Art. 4 Abs. 3 AEUV. Angelehnt wird an den Rechtsgedanken des Art. 340 Abs. 2 AEUV als Ausdruck des allgemeinen Rechtsgedankens, dass öffentliche Stellen für rechtswidriges Handeln/Unterlassen zu haften und hieraus folgende Schäden auszugleichen haben (völkerrechtlicher Grundsatz der Staatenverantwortung). Schadensfolgen haben hierbei grundsätzlich unter Beachtung unionsrechtlicher Mindestanforderungen im Rahmen des nationalen Haftungsrechts behoben zu werden. Zu beachten ist hierbei die Überlagerung bzw. die Ergänzung der für Ausgestaltung und Verwirklichung zuständigen nationalen Haftungsregimes durch Unionsrecht. Die umstrittene Rechtsnatur hinsichtlich der Einordnung nationales Rechts soll hier nicht weiter vertieft werden. Es stehen sich gegenüber der sogenannte monistischer Ansatz, als unionsrechtlich modifizierter Anspruch nach nationalem Recht dem eigenständigen unionsrechtlichen Haftungsinstituts neben der nationalen Haftung (dualistische Konzeption). Letztere entspricht der Rechtsprechung des EuGH in zahlreichen Urteilen.
4.
Prüfungsschema
Zur Prüfung solcher Schadensersatzansprüche hat der EuGH in der vorbezeichneten Rechtsprechung folgendes Prüfungsschema entwickelt:
4.1.
Verstoß gegen Unionsrecht

Hierbei handelt es sich um einen ausfüllungsbedürftigen Grundsatz. Jeglicher Verstoß gegen primäres oder sekundäres Unionsrecht ist geeignet, Staatshaftungsansprüche auszulösen. Folgende Fallgruppen kommen in Betracht:

-
unterlassene/nicht fristgerechte Umsetzung von Richtlinien;

-
unzureichende/fehlerhafte Umsetzung von Richtlinien;

-
Verletzung von Vertragsrecht durch Gesetzgeber, bspw. Nichtaufhebung eines vertragswidrigen Gesetzes bzw. Erlass eines solchen Gesetzes;
-
administrative Verstöße gegen primäres Unionsrecht bei behördlicher Umsetzung;

-
judikative Verstöße gegen Unionsrecht.


Verstoß setzt ein Tun bzw. qualifiziertes Unterlassen voraus, dass einem Träger öffentlicher Gewalt des Mitgliedstaates zuzurechnen ist. 


Rechtswidrigkeit des mitgliedschaftlichen Verhaltens ist erforderlich.


Objektive Rechtswidrigkeit reicht aus.


Verschulden wird nicht vorausgesetzt.

4.2.
Individualrechtsschutz und Zweck

Die unionsrechtliche Norm muss individualrechtsschützenden Zweck verfolgen. 
Dies ist bei Grundfreiheiten bzw. der Einräumung subjektiver Rechte oder Ansprüche unproblematisch.


Angenommen wird die Eignung zur Individualbegünstigung bzw. Individualschutzes bei auch privater Interessen (Argument aus Art. 340 Abs. 2 AEUV).


Bei unzureichender Richtlinienumsetzung reicht es aus, dass subjektive Rechte durch Umsetzung eingeräumt werden sollten (sogenannte maßgeblich fehlerhaft nicht geschaffene Rechtslage).


An das Tatbestandsmerkmal des Schutznormcharakter werden geringe Anforderungen gestellt.
4.3.
Hinreichend qualifizierte Rechtsverletzung

Als haftungsbegründende Voraussetzung wurde hier erkannt, dass nicht jeder geringfügige Verstoß gegen Unionsrecht die Haftung begründet.


Eine solche hinreichende qualifizierte Rechtsverletzung wird angenommen, wenn der Mitgliedstaat die ihm gezogenen Handlungs- bzw. Ermessensgrenzen klar, offenkundig und erheblich überschritten hat.


Klar und offenkundig ist ein Verstoß, wenn das Verhalten gegen gefestigte EuGH-Rechtsprechung oder Urteil verstößt, das schädigendes Verhalten als unionsrechtswidrig qualifiziert.

Hierbei ist eine vorangehende Feststellung der Unionsrechtswidrigkeit durch den EuGH nicht Voraussetzung, genauso wenig wie nicht jede vom EuGH festgestellte Unionsrechtswidrigkeit einen qualifizierten Verstoß indiziert. 


Nach dem Brasserie-Urteil des EuGH ist das erforderliche Maß an Klarheit und Genauigkeit der verletzten Vorschrift gegeben, bei Nichtumsetzung der Richtlinie binnen klarer Frist. Dann wird in der Regel ein klarer Verstoß angesehen. 


Bei falscher Umsetzung der Richtlinie besteht eine Auslegungsbedürftig- und Auslegungsfähigkeit.


Beachtet werden muss der Umfang des Ermessensspielraums, den verletzte Unionsrechtsnorm nationalen Behörden belässt, sogenannte Beurteilungsprärogative oder Normkonkretisierungsbefugnis.


Der Grad des Verschuldens, also Vorsatz/kein Vorsatz, stellt keine gesonderte Verschuldensprüfung dar, sondern lediglich einen Aspekt innerhalb des qualifizierten Verstoßes.


Weiter wird anerkannt die Entschuldbarkeit bzw. Unentschuldbarkeit eines evtl. Rechtsirrtums bspw. bei der Klärung strittiger Fragen durch einschlägige Judikatur des EuGH oder auch durch fehlerhafte Deutung durch eine Mehr- bzw. Vielzahl von Mitgliedstaaten.

Auch zu beachten ist eine evtl. Mitverursachung des Rechtsverstoßes durch Handlung bzw. Verhalten eines Unionsorgans.

4.4.
Handelnde Staatsgewalt und Handlungsform

Weiter unterschieden wird bei der Prüfung eines unionsrechtlichen Staatshaftungsanspruches nach handelnden Staatsgewalten bzw. der Handlungsformen. Hier kommen in Betracht Fehler bei der Rechtsetzung, 
bei dem administrativen Vollzug oder auch beim judikativen Unrecht.


Im Fall der mitgliedschaftlichen Falschumsetzung eines UN-rechtlichen Rechtsetzungsaktes ist zu beachten das mitgliedstaatliche Umsetzungsermessen. Hiervon ausgenommen sind im Fall der Falschumsetzung bereits durch den EuGH festgestellten Verstöße, diese sind dann offenkundig.


Im Fall des administrativen Vollzuges ist zu beachten die konsequente Durchsetzung und den Anwendungsvorrang von Unionsrecht. Hier stellt ein Sonderproblem die Normnichtanwendungskompetenz der Exekutive bspw. bei offenkundiger Kollision von Unionsrecht mit nationalem Recht dar.

Und letztendlich als letzte Differenzierungsmöglichkeit das judikative Unrecht.


Ein judikatives Fehlverhalten kann sich beziehen auf Rechtsanwendung und Rechtsauslegung. 


An diesen Haftungstatbestand sind aufgrund des Schutzes der richterlichen Unabhängigkeit, der Rechtskraft der Urteile und der damit verbundenen Rechtssicherheit besonders strenge Anforderungen zu stellen. 

Ein Richterspruchprivileg gemäß § 839 Abs. 2 BGB
 besteht nicht. Unter das judikative Unrecht fällt auch die Gruppe der offenkundig rechtsirrigen Rechtsanwendungen oder Verletzung judikativer Sorgfaltspflichten, bspw. eine nach Unionsrecht gebotene Vorlage an den EuGH.

5.
Rechtsfolgen
Bei der Prüfung der Rechtsfolgen beim Vorliegen eines festgestellten (hinreichend qualifizierten) Rechtsverstoßes, ist ein Verweis auf Ansprüche Dritter, etwa gem. § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB nicht möglich
. Ein absoluter Haftungsausschluss des Mitgliedstaates im Fall des Vorliegens eines hinreichend qualifizierten Verstoßes ist unionsrechtswidrig und damit unzulässig. Als Rechtsfolge wird geschuldet der volle Schadensersatz in Geld und Naturalrestitution. Fraglich ist nur, ob hiervon auch Schmerzensgeld umfasst ist. Dies braucht vorliegend aber nicht entschieden werden.
6.
Verletzung des Eigentumsrechts gem. Art. 17 der UN-Charta

Art. 17 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union lautet wie folgt:

Eigentumsrecht

(1)
Jede Person hat das Recht, ihr rechtmäßig erworbenes Eigentum zu besitzen, zu nutzen, darüber zu verfügen und es zu vererben. Niemandem darf sein Eigentum entzogen werden, es sei denn aus Gründen des öffentlichen Interesses in den Fällen und unter den Bedingungen, die in einem Gesetz vorgesehen sind, sowie gegen eine rechtzeitige angemessene Entschädigung für den Verlust des Eigentums. Die Nutzung des Eigentums kann gesetzlich geregelt werden, soweit dies für das Wohl der Allgemeinheit erforderlich ist.

(2)
...

Beim Eigentumsbegriff der UN-Charta ist zunächst festzustellen, dass sich dieser Begriff nicht als sachenrechtlich enger wie im deutschen Recht versteht. Vielmehr ist der Eigentumsbegriff im weiten völkerrechtlichen Sinne zu verstehen. Er umfasst alle erworbenen Rechte mit Vermögenswert. Geschützt sind daher nicht nur bewegliche und unbewegliche Güter, sondern erstreckt sich auf alle wohlerworbenen vermögenswerten Rechte, wie der EuGH im Fall Holy Monasteries/Greece (C-12/08 vom 21.01.2009) festgestellt hat. Weiter fällt darunter auch geistiges Eigentum, pensionsrechtliche Ansprüche und das Recht am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb (van Marle/Netherlands, C-201/11 vom 12.12.2012). Unter Umständen können auch eine Lizenz bzw. eine Konzession Eigentum sein und auch ein durch langjähriges Betreiben eines Kinos aufgebauter Kundenstamm einen geschützten Vermögenswert darstellen.
Zu beachten ist, dass sich der persönliche Schutzbereich ausdrücklich auf juristische Personen als Grundrechtsträger erstreckt. Grundsätzlich werden 3 Arten von eigentumsrelevanten Maßnahmen unterschieden, die in die Kategorien Enteignung, Nutzungsregelung und sonstige Eingriffe eingeordnet werden können. 

Für die Rechtfertigung von Eingriffen in die Eigentumsfreiheit gelten je nach Eingriffsart unterschiedliche Anforderungen. Eigentumsentziehungen sind zulässig, wenn sie durch Gesetz erfolgen oder aufgrund eines Gesetzes ergehen, im öffentlichen Interesse liegen und die Entziehung des Eigentums zur Zielerreichung geeignet und verhältnismäßig ist. Aufgrund der unterschiedlichen Regelungssysteme in den Mitgliedstaaten ist nicht immer ein formelles Gesetz nach deutschem Verständnis erforderlich. Ausreichend ist jede Regelung, die in irgendeiner Weise auf eine parlamentarische Ermächtigung zurückzuführen ist. Bei der Feststellung des öffentlichen Interesses kommt ein weiter Ermessensspielraum der Mitgliedstaaten zum Tragen. Immer muss zwischen den eingesetzten Mitteln und dem angestrebten Ziel Verhältnismäßigkeit bestehen. 
Nutzungsregelungen müssen auf einem Gesetz beruhen und aus Gründen des allgemeinen Interesses erforderlich und damit verhältnismäßig sein.

Für sonstige Eingriffe bestehen keine geschriebenen Schranken. Auch hier bedarf es aber der Rechtfertigung durch eine gesetzliche Grundlage und der Einhaltung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes. Ein fairer Ausgleich zwischen den Anforderungen der Allgemeinheit und den Grundrechtsschutzinteressen andererseits ist nicht gegeben, wenn den Betroffenen eine übermäßige Last auferlegt wird (individual and excessive burden). Von besonderer Bedeutung ist auch das Prinzip der good governance, welches die Behörden zwingt, mit äußerster Gewissenhaftigkeit vorzugehen. Dies gilt insbesondere dann, wenn Angelegenheiten von existenzieller Bedeutung für die Betroffenen bis hin zu einer Bedrohung der Existenz gegeben sind (Moskal/Polen, Urteil des EGMR vom 15.02.2009 Nr. 10373/05).
7.
Sonstige Grundsätze der UN-Charta
7.1.
Subsidiarität
In dem 5. Absatz der UN-Charta verpflichtet sich die Charta die Zuständigkeit und Aufgaben der Gemeinschaft und der Union zu achten und zwar unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips des Rechts.
7.2. 
Verhältnismäßigkeit

In § 49 Abs. 3 ist geregelt, dass das Strafmaß gegenüber der Straftat nicht unverhältnismäßig sein darf. Dieser Verhältnismäßigkeitsgrundsatz steht dort aber im Zusammenhang mit Straftaten und Strafen.
7.3.
Tragweite der garantierten Rechte

Unter der Tragweite der garantierten Rechte in Art. 52 ist Folgendes zu lesen:
Tragweite der garantierten Rechte
(1)
Jede Einschränkung der Ausübung der in dieser Charta anerkannten Rechte und Freiheiten muss gesetzlich vorgesehen sein und den Wesensgehalt dieser Rechte und Freiheiten achten. Unter Wahrung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit dürfen Einschränkungen nur vorgenommen werden, wenn sie notwendig sind und den von der Union anerkannten dem Gemeinwohl dienenden Zielsetzungen oder den Erfordernissen des Schutzes der Rechte und Freiheiten anderer tatsächlich entsprechen.

8.
Rechtsprechung des EuGH
8.1.
Billerud


Der Europäische Gerichtshof hat in seinem Urteil vom 17.10.2013 (C-203/12-Billerud) sich erstmals zu den Sanktionsregelungen der Emissionshandelsrichtlinie 2003/87/EG geäußert. Nach der Ansicht des EuGH scheidet eine Sanktion nach dieser Richtlinie nur aus, wenn der Betreiber wegen höherer Gewalt an der Abgabe gehindert war. Auf eine solche höhere Gewalt kann sich der Betreiber nach Ansicht des EuGH nur berufen, wenn es sich um äußere Ursachen handelt, deren Folgen unvermeidbar und unausweichlich sind und dem Betreiber die Einhaltung seiner Verpflichtung objektiv unmöglich war.


Der EuGH vertritt ein formales Verständnis für Sanktionsregelung dieser Richtlinie. Er unterscheidet nicht, ob der Betreiber überhaupt Emissionszertifikate hat oder solche nicht vorliegen, weil er sie unter Fristversäumnis des Stichtages 30. April eines jeden Jahres versäumt hat abzugeben. Der EuGH vertritt hier ein sehr formales Verständnis und entspricht damit unter anderem auch der Rechtsprechung der deutschen Obergerichte zu der deutschen Sanktionsregelung in § 18 Abs. 1 Treibhausgasemissionshandelsgesetz (TEHG). In diesem Verfahren vertrat der Generalanwalt beim EuGH in seinen Schlußanträgen vom 16.05.2013 eine andere Ansicht. Er sprach sich sowohl gegen die Höhe als auch gegen die Pauschalisierung der Sanktionen aus. Für den Fall, dass nur eine Fristversäumnis vorliegt, der Betreiber aber die erforderliche Anzahl an Zertifikaten hat, und somit keine Emissionsüberschreitung vorliege, wollte der Generalanwalt die Sanktion nicht als verwirkt ansehen. Dies jedenfalls dann, wenn die Unternehmen noch genügend Zertifikate zur Abdeckung ihrer Emissionen des Vorjahres auf dem Konto gehabt hätten. Weiter war der Generalanwalt der Ansicht, dass für den Fall, dass dennoch die pauschale Sanktion der Emissionshandelsrichtlinie verhängt werde, diese Sanktion unverhältnismäßig sei, da sie die Umstände des Einzelfalles nicht berücksichtige.

Wie schon gesagt, verblieb der EuGH bei seiner formalen Rechtsprechung. 

8.2.
Annahme des Bestehen eines Schadensersatzanspruchs

Möchte man für den Moment unterstellen, dass entgegen der Rechtsprechung des EuGH in dem Fall Billerud durch Verhängung der Sanktion bei einem Betreiber, der es nur versäumt hat, seine Zertifikate vorzulegen, aber noch genügend Zertifikate zur Abdeckung der Emissionen des Vorjahres auf seinem Konto gehabt hat und durch dessen Versäumnis es nicht zu einer Emissionsüberschreitung und damit zu einem negativen Umwelteinfluss kam, einen Rechtsverstoß darstellt, ist zu fragen, ob ein solcher Rechtsverstoß überhaupt geeignet wäre, Schadensersatzpflichten auszulösen.

8.2.1.
Traghetti del Mediterraneo

In seinem Urteil vom 13.06.2006, C-173/03 (Traghetti del Mediterraneo SpA gegen italienische Republik) entschied der EuGH, dass dem Gemeinschaftsrecht nationale Rechtsvorschriften entgegenstehen, die allgemein die Haftung des Mitgliedstaates für Schäden ausschließen, die im Einzelnen durch einem letztinstanzlichen Gericht zuzurechnenden Verstoß gegen das Gemeinschaftsrecht entstanden sind, wenn sich dieser Verstoß aus einer Auslegung von Rechtsvorschriften und aus Sachverhalts- und Beweiswürdigung durch dieses Recht ergibt. Das Gemeinschaftsrecht steht nationalen Rechtsvorschriften entgegen, die diese Haftung auf Fälle von Vorsatz oder grob fehlerhaften Verhalten des Richters begrenzen, sofern diese Begrenzung dazu führt, dass die Haftung des betreffenden Mitgliedstaates in weiteren Fällen ausgeschlossen ist, in denen ein offenkundiger Verstoß gegen des anwendbaren Rechts im Sinn der Rdnr. 53 - 56 des Urteils vom 30.09.2003 in der Rechtssache C-224/01, Köbler, begangen wurde.

Nach diesem Urteil können also grundsätzlich Schadensersatzpflichten des Staates erwachsen, gegen ein Urteil, welches gegen Gemeinschaftsrecht verstößt, auch wenn ein solcher Verstoß nicht ein grob fahrlässiger oder vorsätzlicher war.
8.2.2.
Köbler


In seinem Urteil vom 30.09.2003, C-224/01, Köbler/Republik Österreich entschied der EuGH wie folgt: 


Es besteht ein Grundsatz, dass die Mitgliedstaaten zum Ersatz von Schäden verpflichtet sind, die einem Einzelnen durch ihnen zuzurechnenden Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht entstehen. Dieser Verstoß ist auch dann anwendbar, wenn der fragliche Verstoß in einer Entscheidung eines letztinstanzlichen Gerichts besteht, sofern die verletzende Gemeinschaftsrechtsnorm bezweckt, dem Einzelnen Rechte zu verleihen, der Verstoß hinreichend qualifiziert ist und zwischen diesem Verstoß und dem dem Einzelnen entstandenen Schaden ein unmittelbarer Kausalzusammenhang besteht. Bei der Entscheidung darüber, ob der Verstoß hinreichend qualifiziert ist, muss das zuständige nationale Gericht, wenn sich der Verstoß aus einer letztinstanzlichen Gerichtsentscheidung ergibt, unter Berücksichtigung der Besonderheit der richterlichen Funktion prüfen, ob dieser Verstoß offenkundig ist. 

Hier wurde also festgestellt, dass eine grundsätzliche Schadensersatzpflicht bei einem Verstoß eines letztinstanzlichen Gerichtes gegen Gemeinschaftsrecht vorliegt. Allerdings wurden die Tatbestandsvoraussetzungen für eine solche Haftung konkretisiert durch das Tatbestandsmerkmal der hinreichenden Qualifikation des Verstoßes, dem unmittelbaren Kausalzusammenhang des Verstoßes und dem dem Einzelnen entstehenden Schaden. Innerhalb des Prüfungspunktes der hinreichenden Qualifiziertheit des Verstoßes hat das nationale Gericht zu prüfen, ob dieser Verstoß offenkundig ist. 

8.2.3.
Verstoß gegen die UN-Charta


Im vorliegenden Fall steht durch das Urteil des EGMR fest, dass gegenständlich ein Eigentumseingriff im Sinn eines Verstoßes gegen Art. 16 der EMRK in Betracht kommt. Der Oberste Gerichtshof des Königreiches A meint aber trotz eines solch festgestellten Verstoßes, es sich nicht um einen hinreichend qualifizierten Verstoß gehandelt hat. Nach Ansicht des Verfassers wurde die Rechtsfrage, ob es eine eigene Rechtsverletzung des Umweltgerichtshofes des Königreiches A darstellt, bei seiner Entscheidung über die Bußgeldzahlung die in der Richtlinie 2003/87/EC vorgesehene Bußgeldzahlung - ggf. unter Heranziehung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes überhaupt bzw. überhaupt nicht - ändern zu können, möglicherweise einen eigenen Fehler des Urteils darstellt. Denn nach Ansicht des Verfassers kann nicht nur der festgestellte Eigentumseingriff einen Schadensersatzanspruch auslösen, sondern auch das legislative Unrecht in Form der nicht abändernden Entscheidung des Umweltgerichtshofes des Königreiches A, der möglicherweise fälschlicherweise davon ausgeht, aufgrund des Urteils des EuGH C-203/12 die Höhe des Bußgeldes als nationales Gericht nicht ändern zu können. Damit übersieht das nationale Gericht möglicherweise, dass die Rechtsprechung des EuGH zum Verhältnismäßigkeitsgrundsatz und dessen Nichtanwendbarkeit innerhalb der hier gegenständlichen Richtlinie einen eigenen Verstoß gegen höherrangiges Recht, hier gegen die UN-Charta darstellen kann.

III. 
IV. Stellungnahme der Klägerin

1. Aufgrund des oben Gesagten, wird die Klägerin folgende Argumente in den Vordergrund ihrer Schadensersatzklage rücken müssen:
(1)
Sie wird darauf hinweisen, dass ihr Versäumnis nur ein formales war. 
(2)
Weiter, dass sie eine ausreichende Anzahl von Treibhausemissionszertifikaten besaß.

(3)
Weiter wird sie darauf hinweisen, dass kein böser Wille oder Arglist bei Versäumen der Vorlagefrist feststellbar war.

(4)
Weiter, dass es sich bei ihr um kleines Unternehmen handelt, dem mit der Zahlung der Sanktionen das wirtschaftliche Aus droht bzw. dass die Zahlung der Sanktionen ein erheblicher wirtschaftlicher Eingriff in ihr Unternehmen bedeutet und dies damit möglicherweise die Gefährdung des Fortbestandes eines erfolgreichen Unternehmens darstellt..

(5)
Sie wird auch darauf hinweisen, dass ihr Versäumnis, die Zertifikate nicht rechtzeitig verlängert zu haben, keinerlei negativen Effekt auf die Umwelt hatte.

(6)
Sie wird daraus schlußfolgern, dass aufgrund dieser Tatsachen die Sanktion  - zumindest der Höhe nach - unverhältnismäßig ist.
(7)
Sie wird - nach Ansicht des Verfassers – weiter darauf hinweisen, dass das Urteil, das darauf beruht, die Sanktionen gar nicht ändern zu können, bereits schon allein deswegen gegen höherrangiges Recht verstößt, damit falsch i.S. eines legislativen Unrechts ist, was allein für sich genommen schon ihre Schadensersatzforderungen begründen kann.
2.
Die Klägerin wird sich hierbei auf das Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte vom 01.06.2014 beziehen, welches im Schwerpunkt darauf hinweist, dass für den Betroffenen die Ausübung des Nutzungs- und Eigentumsrecht nur dann möglich ist, wenn ein angemessenes Gleichgewicht zwischen den allgemeinen Interessen der Gemeinschaft und dem Schutz der Grundrechte des Einzelnen gewährleistet wird. Hierbei müssen die oben genannten Faktoren berücksichtigt werden. Dies gebietet auch der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, welcher in Art. 52 der UN-Charta innerhalb der Tragweite der garantierten Rechte ausdrücklich gewahrt sein muss. Die Klägerin wird weiter darauf hinweisen, dass das Recht auf eine wirksame Beschwerde gem. Art. 13 EGMR dann nicht mehr gewährleistet ist, wenn die Überprüfung eines letztinstanzlichen Urteils an dem Maß des höherrangigen Rechts nicht möglich ist, sondern das Gericht - fälschlicherweise, also in Form des legislativen Unrechts - davon ausgeht, aufgrund einer etwaigen entgegenstehender Rechtsprechung eine solche Prüfung gar nicht vornehmen zu dürfen. Damit übersieht das Gericht den Schutz der Unabhängigkeit der Richter und die hier abzuleitende Pflicht, eigene Rechtsprüfungen vorzunehmen, was das angerufene Gericht von Anfang an gar nicht getan hat, in der Annahme hierzu nicht befugt gewesen zu sein. Durch diese fälschliche Annahme allerdings, verwehrt sich das Gericht selbst die Prüfung der Verletzung des höherrangigen Rechts, hier insbesondere des Eigentumsrechts gem. § 1 des Protokolls Nr. 1 der EMRK, auch des Eigentumsrechts des Art. 17 der UN-Charta und letztlich auch dem Schutz der unternehmerischen Freiheit gem. § 16 der UN-Charta. Sowohl der Schutz des Eigentums als auch der Schutz des unternehmerischen Rechts dürften vorliegend verletzt sein. Die Klägerin wird darauf hinweisen, dass der Eigentumsbegriff der UN-Charta kein sachenrechtlich enger ist sondern ein weiter und im völkerrechtlichen Sinn zu verstehen ist, wie weiter oben rechtlich ausgeführt. Die Klägerin wird auch darauf hinweisen, dass dieser Eigentumsschutz alle erworbenen Rechte mit Vermögenswerten schützt und damit nicht nur bewegliche und unbewegliche Güter geschützt sind, sondern auch solche wohl erworbenen vermögenswerte Rechte, hier insbesondere wie das Recht im eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb. Die Klägerin wird weiter darauf hinweisen, dass sie als juristische Person als Grundrechtsträger ausdrücklich vom Schutzbereich dieses Eigentumsrechtes umfasst ist. Hinsichtlich der 3 Kategorien der eigentumsrelevanten Verletzungsmaßnahmen wird die Klägerin auf die sogenannten sonstigen Eingriffe abheben und in diesem Zusammenhang darauf hinweisen, dass ein sonstiger Eingriff in das Eigentumsrecht nur unter strikter Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes zulässig ist. Sie wird weiter darauf hinweisen, dass ein fairer Ausgleich zwischen den Anforderungen der Allgemeinheit und den Grundrechtsschutzinteressen dann nicht mehr gegeben ist, wenn dem Betroffenen - also ihr - eine übermäßige Last auferlegt wird (individual and excessive burden), von was hier auszugehen ist, weil das Bußgeld eine existenzielle Bedeutung für die Klägerin hat und ihr Fortbestehen gefährden kann. Unter Verweis auf die zitierte Rechtsprechung wird sie darauf hinweisen, dass dieser besondere Umstand nicht ausreichend berücksichtigt wurde.
3.
Hinsichtlich der Rechtsprechung des EuGH im Fall Billerud wird die Klägerin auf das abweichende Votum des Generalanwaltes hinweisen. Sie wird darauf hinweisen, dass der Generalanwalt - zurecht - sich sowohl gegen die Höhe als auch gegen die Pauschalisierung des Bußgeldes ausgesprochen hat, jedenfalls in den Fällen, in denen es nicht zu einer Emissionsüberschreitung kam, wie dem vorliegenden. Auch wird sie darauf hinweisen, dass es dem Generalanwalt wesentlich war, dass zumindest materiell-rechtlich genügend Zertifikate vorhanden waren, auch wenn die durch ein formales Versehen nicht beachtet werden konnten. Allerdings wird der Hinweis auch dahingehend erfolgen, dass diese Nichtbeachtung eine zu formalistische Betrachtung darstellte, welche mit dem Eigentumsbegriff der UN-Charta nicht in Übereinstimmung zu bringen ist. Die Rechtsanwendung des EuGH ist zu formalistisch und missachtet den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz insgesamt komplett, was angesichts der ausdrücklichen Regelung in Art. 52 der UN-Charta nicht hinnehmbar ist. Sie wird weiter darauf hinweisen, dass die einzige vom EuGH zugelassene Ausnahme, nämlich das Vorliegen höherer Gewalt praktisch nicht erreichbar ist, denn die höhere Gewalt liegt immer dann nicht vor, wenn dem Betreiber die Einhaltung seiner Verpflichtung objektiv unmöglich war. Ein solcher Fall wird praktisch nie, jedenfalls nur äußerst selten, vorliegen und missachtet auch das Verschuldensprinzip, welches zumindest hinsichtlich in seiner Ausprägung als subjektive Verantwortlichkeit des Betreibers Beachtung finden muss.
4.
Die Klägerin wird weiter darauf hinweisen, dass eine Ungleichbehandlung zwischen der Entscheidung hinsichtlich ihres Konkurrenten, dem ja Schadensersatz zugesprochen wurde, gegenüber ihr unangemessen und mit dem Gerechtigkeitsgedanken, der der Rechtsanwendung immer immanent sein muss, nicht zu vereinbaren ist. Die prozessuale Zufälligkeit, dass ihr Konkurrent die Sanktion akzeptiert und dann schließlich in Form einer Schadensersatzklage zurückgefordert hat, während sie das Bußgeld zunächst anfocht und nach Bekanntwerden des ihren Konkurrenten berücksichtigenden Urteils ihr Schadensersatzverlangen schließlich formuliert hat, darf nicht entscheidend über die Frage des Rechtsverstoßes gegen höherrangiges Recht sein. Diese Zufälligkeit darf sich ebenso wenig im Hinblick auf die gebotene materielle Gerechtigkeit beider Konkurrenten auswirken. Weiter wird die Klägerin darauf hinweisen, dass das Oberste Gericht des Königreiches A sehr wohl ein handelndes Organ des Staates darstellte und Fehler dieses handelnden Organs im Sinn des sogenannten legislativen Unrechtes Berücksichtigung finden muss. Denn bei Vorliegen eines solchen legislativen Unrechtes besteht ein Richterprivileg nicht, welches die Haftung des Staates für ein falsches letztinstanzlichen Urteil etwa ausschließt. Denn auch ein solcher Ausschluss als solcher wäre unionsrechtswidrig.
5.
Letztendlich wird die Klägerin darauf hinweisen, dass die Rechtsprechung des nationalen Gerichtes und auch die Rechtsprechung des EuGH in diesem Fall vom EGMR beanstandet wurde, da die vorhergehenden Urteile unter Missachtung der Prinzipien des Eigentumsschutzes und des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes zustatten kamen. Auch die Annahme des nationalen Gerichtshofes, angesichts der Rechtsprechung des EuGH die Bußgeldentscheidung gar nicht abändern zu können, stellt eigenes legislatives Unrecht dar, über welches nationales Gericht aufgrund seiner rechtsirrigen Ansicht ja nicht einmal befunden hat. Es liegt also nicht nur eine falsche Entscheidung in materiell-rechtlicher Hinsicht vor, sondern in Teilen auch eine sogenannte (Nicht-) Entscheidung, obwohl der ja zur Entscheidung stehende Sachverhalt möglicherweise entscheidungserheblich gewesen wäre. 
6.
Die Klägerin wird schlussendlich darauf hinweisen, dass die Wiederherstellung des effektiven Eigentumsschutzes und auch die Wiederherstellung der Gleichbehandlung zweier Klagen von Konkurrenten bei vergleichbaren Sachverhalt ohne jede Wettbewerbsverzerrung nur dann möglich ist, wenn bei beiden Fällen der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz oder Eigentumsschutz beachtet und aufgrund dessen auch der Klägerin Schadensersatz zugesprochen wird. Denn tatsächlich hat die Klägerin sorgfältiger als ihre Konkurrentin gearbeitet, indem sie die nationale Entscheidung zunächst anfocht, denn damit hat die Klägerin dem Grundsatz der  Subsidiarität der UN-Charta Rechnung getragen, während ihre Konkurrentin das Bußgeld über sich hat ergehen lassen und gleich Schadensersatz gefordert hat. Ob für ihre Konkurrentin aufgrund des Subsidiaritätsprinzipes die Pflicht bestand hat, den nationalen und auch Rechtsweg zum EuGH zu Ende zu beschreiten, in voller Kenntnis, wie das Urteil ausgehen würde, mag dahingestellt bleiben. Das Erfordernis der Rechtswegerschöpfung (Subsidiaritätsgrundsatz) legt das nahe. Die Klägerin jedenfalls wusste bei der Beschreitung des Rechtsweges nicht, wie das nationale Gericht und auch der EuGH entscheiden würde, weshalb sie sich in Anbetracht ihrer Pflicht zur Beachtung des Subsidiaritätsprinzipes stringent an das Recht gehalten hat. Hieraus darf ihr kein Nachteil erwachsen, etwa in der Form, dass sie nun keinen Schadensersatz mehr erhält.
IV. Stellungnahme des beklagten Landes

1.
Die Beklagte wird zu allererst darauf abstellen, dass sie kein legislatives Unrecht begangen hat, da sie sich mit ihrer Rechtsprechung in vollständiger Übereinstimmung mit dem vom EuGH entschiedenen Fall Billerud befunden hat. Sie wird darauf hinweisen, dass nach herrschendem Recht eine formale Betrachtungsweise angezeigt ist und allein auf das Versäumnis der Vorlagefrist der Zertifikate abgestellt werden muss, jedenfalls dann, wie hier, wenn ein Fall der höheren Gewalt nicht vorliegt, da ja unstreitig das Versäumnis auf einen internen Versäumnis der Klägerin beruht hat, selbst dann, wenn hierdurch keine negativen Umwelteinflüsse entstanden sind und sie über genügend Zertifikate verfügt hat. Die Beklagte wird weiter darauf hinweisen, dass sie an die Rechtsprechung des EuGH gebunden ist, da die Rechtsprechung des EuGH  grundsätzlich unmittelbare Bindungswirkung für den Mitgliedstaat entfaltet und ihm eine Abänderung dieses Urteils im vorliegenden Einzelfall deswegen gar nicht möglich war. Ob möglicherweise ein Rechtsverstoß gegen die UN-Charta vorliegt, dürfte die Beklagte nach ihrer Betrachtungsweise stringenterweise gar nicht mehr prüfen, weil ihr eine solche Prüfung durch die Rechtsprechung des EuGH verschlossen war. Sie wird darauf hinweisen, dass legislatives Unrecht nicht vorliegen kann, sondern sie sich an höherrangige Rechtsprechung hält.
2.
Sie wird weiter darauf hinweisen, dass selbst bei einem Verstoß gegen höherrangiges Recht der Feststellung eines solches Verstoßes durch den EGMR keine Rückwirkung zukommt, sondern allenfalls Wirkung ab dem Zeitpunkt des Vorliegens einer solchen Entscheidung. In diesem Zusammenhang wird das beklagte Land darauf hinweisen, dass von einer solchen geänderten Rechtsprechung frühestens seit dem Urteil des EGMR auszugehen ist und mit einer solchen Rechtsprechung keinesfalls das subjektive Recht der Klägerin verbunden ist, sich darauf zu beziehen (auch keine  - begünstigende - Rückwirkung). 
3.
Das beklagte Land wird weiter darauf hinweisen, dass es der Klägerin freigestanden hätte, nach Vorliegen des Urteils des EuGH sich an den EGMR zu wenden, was sie nicht tat. Sie wird darauf hinweisen, dass die Tatsache, dass ihr nationaler Konkurrent dort einen Erfolg erzielt hat, sich nicht automatisch auf ihren Fall übertragen lässt, da es insoweit an der Drittbezogenheit der dortigen Rechtsprechung fehlt, da das Urteil immer individuelle Wirkung entfalte und keinen allgemeinen Rechtsgrundsatz aufstellt, auf die sich jeder Kläger - soweit er zeitlich davor betroffen ist - beziehen kann.
4.
Der beklagte Staat wird weiter darauf hinweisen, dass selbst wenn man durch das letztinstanzliche Urteil ihres Umweltgerichtshofes vom Vorliegen eines legislativen Unrechtes ausgehen möchte, ein solches falsches Urteil nicht grobfahrlässig falsch war oder gar unter Verkennung der herrschenden EU-Rechtsprechung zustande kam, weshalb eine sogenannte hinreichend qualifizierte Rechtsverletzung nicht angenommen werden kann. Bei der Inanspruchnahme des Handlungsspielraumes des allegorischen Umweltgerichtshofes wurde der nationale Handlungs- bzw. Ermessensspielraum nicht offenkundig klar und erheblich überschritten, sondern nur im Rahmen bestehender Rechtsprechung, an welche sich das Gericht gehalten hat. Denn zum Zeitpunkt der Vorlage der Entscheidung durch den allegorischen Umweltgerichtshof gab es die Entscheidung des EGMR ja noch nicht. Da sich das Gericht ansonsten an herrschendes Recht, vor allem an die Rechtsprechung in der Sache Billerud gehalten hat, könne man dem beklagten Land eine solche qualifizierte Rechtsverletzung nicht zur Last legen, mit der Folge, dass eine Schadensersatzverpflichtung ausgeschlossen ist. 
V. Eigene Betrachtung des Verfassers
1.
Der Verfasser meint hingegen, dass die Rechtsprechung im Fall Billerud nicht haltbar ist, sondern gegen höherrangiges Recht verstößt. Der Verfasser verkennt nicht die Argumente der Beklagten, vor allem die starken Argumente der sich verbietenden Rückwirkung und das Argument der möglicherweise nicht vorliegenden hinreichend qualifizierten Rechtsverletzung. 

2.
Der Verfasser geht allerdings von dem verpflichteten rechtsnahen Charakter der verletzten Normen aus und der vom EGMR festgestellten Verpflichtung, geltendem Recht zur Kenntnis zu verhelfen, was nur dann erreicht werden könnte, wenn hinsichtlich der Nutzung von Eigentumsrechten ein angemessenes Gleichgewicht zwischen den allgemeinen Interessen der Gemeinschaft und dem Schutz der Grundrechte des Einzelnen gewährleistet werden kann. Denn das dahinterstehende Prinzip des Eigentumsschutzes, und das noch höher anzusiedelnde Prinzip des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes bei einer Entscheidung betreffend dem Eigentumsschutz, ist eine solche Anwendung nicht möglich, ohne die Umstände des Individuums zu betrachten, weil jede Missachtung solcher Umstände eine Verletzung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes an sich schon darstellt. Weiter verweist das Argument des EGMR auf die Tatsache, dass die EMRK interpretiert werden müsse und zwar anhand des jeweils geltenden - heutigen - Standards, und dass dies die einzige Interpretationsmöglichkeit des Gesetzes darstellt, um effektiven Rechtsschutz auch effektiv zu gewährleisten. Denn die Verpflichtung der Interpretation des Gesetzestextes dergestalt, dass die Wirksamkeit des Gesetzes praktisch und effektiv (effet utile) und nicht nur theoretisch und illusorisch ist, sei ein Grundprinzip des Rechtsstaates. Subjektiv theoretisch erreichbare Rechte, die aufgrund von unüberwindbaren Bürden gar nicht erreicht werden können, sind allerdings illusorisch und gewährleisten keinen Grundrechtsschutz. Insofern hebt der Verfasser stark auf das Verbot des individual and excessive burden ab und auf die Verpflichtung des Gesetzgebers und insbesondere der Gerichte, in strikter Anerkennung der Verpflichtung zum effet utile, solchen Grundrechtsflächenschutz zu gewährleisten.

Bei Beachtung dieser Tatsachen kann nicht übersehen werden, dass 
-
die Klägerin ausreichende Treibhausemissionszertifikate besaß, 

-
kein böser Wille oder Arglist bei der unterlassenen Vorlegung der Zertifikate feststellbar war,

-
es sich bei der Klägerin um ein kleines Unternehmen handelt, bei welches mit der Zahlung seine Existenz bedroht und seinem Konkurrenten auch noch einen zu missbilligenden Konkurrenzvorteil auf dem gleichen Markt ermöglicht,

-
es zu einer neuen missbilligenswerten Ungleichbehandlung des Konkurrenten und ihr selbst kommt, wenn diesem Schadensersatz zugesprochen wird und ihr aus formalen Gründen nicht,
-
ihr Versäumnis keinerlei negativen Einfluss auf die Umwelt hatte,

-
die Sanktion aus genannten Gründen unverhältnismäßig ist.


Auch ist der Verfasser der Ansicht, dass die Ansicht des allegorischen Umweltgerichtshofes, sie habe gar nicht anders entscheiden können, ein eigener Rechtsverstoß gegen rechtsstaatliche Prinzipien darstellt. Denn dabei wird übersehen, dass das vorliegende Urteil des EuGH (Billerud) nicht etwa eine Verpflichtung oder ein Freibrief des Gerichtes darstellte, ohne weitergehende und eigene Sachprüfung analog des Urteils zu entscheiden. Denn legislatives Unrecht muss zwar nicht vorliegen, wenn sich ein Gericht an die Rechtsprechung eines höherrangigen Gerichts hält. Aber es darf auch nicht übersehen werden, dass legislatives Unrecht nicht automatisch ausgeschlossen ist, wenn sich ein Gericht an ein falsches höherrangiges Urteil hält. In diesem Fall hätte das nationale Gericht unter Berücksichtigung der vorangestellten Argumente zu der Entscheidung kommen müssen, dass die Billerud-Entscheidung im vorliegenden Fall nicht anwendbar ist und ein Verstoß gegen das Eigentumsrecht im Sinn der UN-Charta und des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes darstellt und es deswegen nicht wie der EuGH entscheiden kann. In Wirklichkeit hätte der allegorische Umweltgerichtshof gar nicht wie der EuGH entscheiden können, weil die eigene nationale Entscheidung vom Richterspruchprivileg umfasst gewesen wäre und eine abweichende Entscheidung zum EuGH-Urteil aufgrund festgestellter besonderer Umstände eben kein Verstoß gegen höherrangiges Recht dargestellt hätte. 
3.
Der Verfasser kommt deswegen zum folgenden Ergebnis:

(1)
Aus genannten Gründen lag ein Rechtsbruch des nationalen Gerichtes vor, da es die Rechtsprechung des EuGH schematisch ungeprüft anwandte und nicht eine eigene Sachprüfung dahingehend anstellte, ob ein Verstoß gegen die UN-Charta vorlag. Ein solcher Verstoß ist allerdings aus genannten Gründen zu bejahen.

(2)
Der Verfasser bejaht auch das Vorliegen eines hinreichend qualifizierten Verstoßes und deswegen auch das Vorliegen eines hinreichend qualifizierten Verstoßes und sieht einen solchen Verstoß in Form des legislativen Unrechtes auch als erfüllt an. 
(3)
Ein Verstoß gegen ein rückwirkendes Verbot erkennt der Verfasser ebenfalls nicht, weil ein solches Verbot gegenständlich nicht existiert. Solange eine eigene Schadensersatzklage der Klägerin gegen den Staat nicht verjährt gewesen ist, stand es ihr zu, sich auf die Rechtsprechung in einem Parallelfall zu beziehen. Das Rückwirkungsverbot soll den Kläger vor Ungleichbehandlung schützen, ihm aber nicht die Möglichkeit zur Begünstigung abschneiden, weshalb es nicht anzusehen ist, weshalb sich die Klägerin nicht auf die von ihrem Konkurrenten erreichten Rechtsprechung beziehen durfte.
(4)
Die Herstellung materieller Gerechtigkeit - auch ohne Betrachtung der Konkurrenzsituation zwischen ihr und ihrem Mitbewerber - kann nur so hergestellt werden, indem ihr als Schadensersatz die zu bezahlende Sanktion zurückgewährt wird. Allerdings wäre es nach Ansicht des Verfassers durchaus auch möglich, dass der allegorische Umweltgerichtshof ihr nur einen Teil der Sanktionen zurückerstattet oder zuspricht, weil ein objektiver Verstoß gegen ihre Verpflichtung zur fristgemäßen Vorlage der Verlängerung der Zertifikate tatsächlich vorlag. Auf diesem Wege könnte auch der Rechtsprechung des EuGH in Sachen Billerud Rechnung getragen werden, dessen Kerngehalt es ja ist, dass auch ein formaler Verstoß sanktioniert werden muß. Allerdings hätte das nationale Gericht aufgrund der Rechtsprechung des EMRK die Sanktionsabweichung des Gesetzes auf Basis des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes im Hinblick auf die oben erwähnten Argumente angemessen herabsetzen können, um einen existenzvernichtenden Verstoß in den ausgeübten eingerichteten Gewerbebetrieb der Klägerin abzuwenden. Denn eine automatische Verpflichtung des Gerichts, der Klägerin das gesamte Bußgeld zurückzuerstatten, verbunden mit allen Zinsen und Kosten, erkennt der Verfasser aufgrund ihres unstreitig vorliegenden Verstoßes nicht. Es wird eine eigene Sachentscheidung des nationalen Gerichtes dahingehend von Nöten sein, in welcher Höhe die Sanktion zurückgewährt werden kann, damit ein existenzbedrohender Verstoß vermieden und damit der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz unter Beachtung des Schutzes des Eigentums gewährleistet werden kann. Möglicherweise wird es genügen, die Klägerin mit einem Drittel des Bußgeldes und der damit verbundenen Kostenfolge zu belasten und ihr den Rest nebst anteiliger Kosten und Zinsen zurückzuerstatten.

�	§ 839 Abs. 2 BGB lautet wie folgt: Verletzt ein Beamter bei dem Urteil in einer Rechtssache seine Amtspflicht, so ist er für den daraus entstehenden Schaden nur dann verantwortlich, wenn die Pflichtverletzung in einer Straftat besteht. Auf eine pflichtwidrige Verweigerung oder Verzögerung der Ausübung des Amts findet diese Vorschrift keine Anwendung. 





�	§ 839 Abs. 1 Satz 2 BGB lautet wie folgt: Fällt dem Beamten nur Fahrlässigkeit zur Last, so kann er nur dann in Anspruch genommen werden, wenn der Verletzte nicht auf andere Weise Ersatz zu erlangen vermag.






